
 

Ausfertigung

Aktenzeichen:
25 C 252110

I
Amtsgericht Heidelberg

In dem Rechtsstreit

• Schulderin und Erinnerungsführerin·

Pro;zessbevoJlmächtigt~r:

Rechtsanwalt

gegen

- Gläubigerin und Erinnerungsgegnerin.

wegen Unzulässigkeitserklärung

erlässt das Amtsgericht Heidelberg durch den Richter

Beschluss

am 30,08.2010 folgenden

Die Erinnerung der Erinnerungsführerin und Schuldnerin vom 14.04.2010 wird zurückgewiesen.
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Gründe:

I.

Die Parteien streiten um die ZUlässigkeit einer Zwangsvollstreckung. Die Schuldnerin ist testa-
mentarische Erbin des am 18.03.1997 verstorbenen und Ist zur H;;:ilfle Ei-
gentümerin im Rahmen einer ungeteilten Erbeng~meinschaftdes im Grundbuch vor,

~ingetragenen Gr'(mt!~tik~lLq GI'!l1An dieses Gr'undstück hAtreibt die Gläubige-
rin aus der Urkunde des Notarats r die Zwangsversteige-
rung.

Ursprünglich war in der Abteijung 3 des Grundbuchs eine Grundschuld mit Brief in Höhe von
650.000.00 DM zugunsten der 3ank.i ngetragen. Die Unterwerfungsklausel
hat folgenden Wortlaut: "Der Eigentumer (... ) unterwirft sich wegen aller Anspruche an Kapital,
linsen und Nebenleistung. welche der der Gläubigerin aus der Grundschuld zustehen der soforti­
gen ZWangsvollstreckung in das mit der Grundschuld belastete Grundeigentum. und zwar in der
Weise, dass die Zwangsvollstreckung gegen den jeweiligen Eigentümer des Grundeiaentums zu-
lässig sein soll". Der ursprüngliche Darlehensvertrag wurde zwischen derl_ und
Herrn. am 22.12.1993 geschlossen. Am 04.051994 erfolgte die privatschriftli-
che Teilabtretung der Grundschuld an die jetzige Erinnerunasaegnerin. Am 11.04.1996 erwarb
Herrj :Jen Teileigentumsanteil von Herm nit notariellem Kaufvertrag. Der
grundbucnrecntllChe Vollzug der Teilabretuna der Grundschuld erfolgte im Jahr 2008. Nach VOr
der Schuldübernahme durch Herrnj verstarb dieser am 18.03.1997.

Die Erinnerungsführerin und Schuldnerin trägt vor,

die Gläubigerin habe ihren Eintritt in den Sicherungsvertrag nicht nachgewieSE!r). Die Vollstre­
ckungsklausel sei deshalb formeJi fehlerhaft. Sie sei zu Unrecht erteilt worden. Es liege vorlie­
gend ein Verstoß gegen § 727 Abs. 1 ZPO vor. Sie verweist hierfür auf ein Urteil des Bundesge­
richtshofs vom 30.03.2010, /JZ.: XI ZR 200709.

Sie beantragt daher,

die Zu der Urkunde des Notarats I vom
07.05.1993 erteilte vollstreckbare Ausfertigung und die Zwangsver­
steigerung aus ihr für unzulässig zu erklären.

Die Gläubigerin beantragt,

die Klauselerinnerung zurückzuweisen.

Sie trägt vor,

der Verweis auf das Urteil des BGH gehe fehl. Das BGH-Urteit setze sich mit dem Forderungs­
verkauf einer dinglich gesicherten Kreditforderung eines Kreditinstituts an einen Finanzinvestor
auseinander und greife die Problematik auf, dass der Kreditnehmer sich gegenüber einer Sank
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der sofortigen Zwangsvollstreckung gemäß § 800 ZPO unterworfen habe und sich nach dem Ver­
kauf der Forderung und der Abtretung der Grundschuld mit einen'! f=jnanzinvestor auseinander­
setzen müsse. Irn vorliegenden Fall handelt es sich aber um eine originäre Darlehensgewäh­
rung durch Schuldübernahme mit dinglicher Sicherung durch Zesssion eines Grundpfand-
rechts. Es sei mit der Erbengemeinschaft daher ein originäres Darrehensverhältnis mit einer ei­
genen Sicherungsz.weckerklärung begründet worden. Oie Abtretung der Grundschuld sei allein
alls Kostengründen erfolgt. Es gehe im vorliegenden Fall nicht darum, einen ehemaligen Kun­
den eines Kreditinstituts vor einem neuen Gläubiger zu schül4en, wie es die Entscheidung des
BGH beabsichtige. Es gehe um die Durchsetzung einer eigenen Darlehensforderung. der ein
Kreditvertrag mit eigenständigen Erklärungen zurn Sicherungszweck zugrunde liege.

u.

Die Klauseterinnerung der Erinnerungsführerin ist gemäß § 732 ZPO zulässig, aber unbegrün­
det.

Der Gläubigerin und Erinnerungsgegnerin wurde wirksam eine Krausel erteilt. Formelle Einwänr

de gegen die Vo/!streckungsklausel bestehen nicht. Der Erinnerungsführerin ist zuzugestehen.
dass eine Umschreibung des in der notariellen Urkunde bestehenden Vollstreckungstitel auf den
neuen Gläubiger nach dem Urteil des BGH vom 30.03.2010. ,.;z,.: XI ZR 200/09, grundsätzlich
des Nachweises bedarf, dass der neue Gläubiger in den Sicherungsvertrag eingetreten ist bzw.
eintrat. Daher kann nicht jeder künftige Inhaber der Grundschuld nach Umschreibung der Vollstre­
ckungsklausel den Titel ausnul4en. Die Vol/streckungsunterwerfung - im vorliegenden Fall han­
delt es sich um eine identische Unterwerfungsklausel wie im Urteil des BGH - erstreckt sich nur
auf Ansprüche aus einer treuhänderisch gebundenen Sicherungsgrundschuld. Eine solche
Rechtsposition hat ein Grundschuldgläubiger, der den Verpflichtungen aus dem Sicherungsver­
trag nicht beigetreten ist, nicht erworben, so dass er nicht Rechtsnachfolger hinsichtlich des titu­
lierten Anspruchs im Sinne des § 727 ZPO geworden ist. Der 8GH leitet sein Ergebnis aus ei-
ner an den Interessen der Vertragsparteien orientierten Auslegung der UnlerwerfungserkJärung
ab. Damit will er einer andernfalls möglichen Verschlechterung der Position des Kreditnehmers
bzw. Grundschuldbestellers entgegenwirken (vgl. BGH, Urteil vom 30.0:3.2010 - XI ZR 200/09, Rd­
nr. 34 ff.).

Ein vom Sicherungscharakter der Grundschuld losgelöstes Verständnis der Vol(streckungsunter­
werfung ließe, so der BCH weiter, zudem außer acht, dass sich die Rechtsposition des Schuld­
ners dann erheblich verschlechtere, wenn die Zwangsvollstreckung von einem nachfolgenden
(jrundschuldinhaber betrieben werde, der die Verpflichtung aus dem Sicherungsvertrag nicht
übernommen habe. Im Falle der Abretung der Sicherheit sollen sich daher die Msprüche aus
dem Sicherungsvertrag - etwa auf Rückgabe der Sicherheit im Falle des endgültigen Wegfalls
des Sicherungszwecks - grundsätzlich nur gegen den Zedenten als Sicherungsnehmer richten.
Insbesondere enthalte die Abtretung nicht ohne Weiteres auf die stillschweigende Vereinbarung
einer Übernahme dieser Verbindlichkeiten. Dies gelte auch dann, wenn der Zessionar nicht nur
die Sicherungsgrundschu/d, sondern zugleich auch die gesicherte Forderung erwerbe. Damit ge­
he die fiduziarische Bindung der Sicherungsgrundschuld bei ihrer Übetragung verloren, wenn es
an einer solchen gesonderten Übernahmevereinbarung fehle. Nur wenn diese Voraussetzungen
erfüllt seien, könne der Werber in rechtlich zulässiger Weise den vollen Grundschulbetrag gel­
tend machen, unabhängig davon, ob und in welcher Höhe die gesicherte Forderung bestehe.
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Nach dieser Entscheidung des BGH - so zumindest die Ansicht des erkennenden Gerichts ­
kommt es damit nicht generell darauf an, dass die Gfäubfgerin ihren Eintritt in den Sicherungsver­
trag mit öffentlichen Urkunden gemäß § 727 ZPO nachweist oder generell in den Sicherungsver­
trag eintreten muss, sondern es ist eine an den Interessen der Vertragsparteien orientierte Ausle­
gung der Unterwerfungserklärung vorzunehmen. Es kommt daher nicht - wie die Erinnerungsfüh­
rerin meint, darauf an, dass die Erinnerungsgegnerin ihren Eintritt in den Sicherungsvertrag nach­
weist oder tatsächlich in den Sicherungsvertrag eintritt, sondern es ist auf den konkreten Einzel­
fall abzustellen. Zu Recht weist die Erinnerungsgegnerin darauf hin, dass. mit der Erbengemein­
schaft, der die Erinnerungsführerin angehört, ein originäres Darlehensverhältnis mit einer eigen­
ständigen Sicherungszweckerklärung begründet wurde, Es geht also im vorliegenden Fall nicht
darum, einen ehemaligen Kunden eines Kreditinstituts vor einem neuen Gläubiger zu schützen,
wie es die Entscheidung des BGH beabsichtigt. Es geht vielmehr um die Durchsetzung einer ei­
genen Darlehensforderung, der ein Kreditvertrag mit eigenständigen ErkJärungen zum Siche­
rungszweck zugrunde liegt. Mit Darlehensvertag vom 22.12,1993 schloss der Voreigentümer
des streitgegenständlichen Grundstücks, Herr I mit der Erinnerungsgegnerin
einen Darlehensvertrag in Höhe von 400.000,00 DM. Dieser Darlehensvertrag wurde mit einer
Grundschuld in Höhe von 4M Mn on nM gesichert. Bereits zuvor bestand zwischen Herrn

md d€ ein Darlehensvertrag über 650.000,00 DM. Die
lenk trat nun an die Erinnerungsgegnerin die Grundschuld in Höhe von 400.000,00 DM

ab. Dies tat sie deshalb, weil zwischen der Erinnerungsgegnerin und Herrn
ein eigenständiger Darlehensvertrag geschlossen wurde. Das Gericht ist daher der Auffassung,
dass die Erinnerungsgegnerin nicht in den Sicherungsvertrag der Erinnerungsführerin mit der

~ank eintreten musste, vielmehr wurde zwischen den hier streitenden Parteien ein ejgen~

ständiger Versicherungsvertrag begründet. Dj~ 3ank hat dann lediglich zu diesem hier zwi~
schen den Parteien bestehenden Vertrag eine Grundschuld in Höhe von 400.000,00 DM abgetre­
ten Vor diesem Hintergrund konnte die Klauselerinnerung der Erinnerungsführerin keinen Erfolg
haben,

Die Erinnerungsführerin hat eine Stellungnahme des Deutschen Notarinstitutes zu dem Urteil
des Bundesgerichtshofs vorgelegt, in dem auch bei sogenannten "Umschuldungs- und Neuvalu­
tierungsfällen" die Unschreibung der Vollstreckungsklausel auf einen nauen Gläubiger erforder­
lich ist. Das Gutachten führt aus: "Anders als beim Forderungsverkauf wird in diesen Fällen die
Grundschuld auf Veranlassung des Schuldners an den neuen Gläubiger abgetreten und ein neu­
er Versicherungsvertrag zwischen Zessionar aund Sicherungsgeber vereinbart. Ein Beitritt des
Zessionars zu dem zwischen Zedent und Sicherungsgeber ursprünglich bestehenden Siche­
rungsvertrag erfolgte in dieser Konstellation bislang nicht. Vielmehr wurde in der Regel die Ver­
pflichtung zur Rückgewähr der Grundschuld aus dem ursprünglichen Slcherl...lr'lgsvertrag durch
die Abtretung an den Zessionar erfüllt", Das Deutsche Notarinstitut kommt in seinem Gutachten
zu dem Ergebnis, dass auch in den Fällen einer Umschuldung bzw. einer Neuvalutierung nach
Abtretung einer nicht mehr valutierenden Grundschuld gegenüber dem Notar für die Umschrei­
bung der VollstrecKungsklausel gemäß § 727 ZPO der Nachweis erbracht werden muss, dass ei­
ne treuhänderische Zweckbindung der Grundschuld noch besteht.

Insoweit schließt sich das Gericht der Auffassung des Notarinstituts an. Daraus folgt jedoch
nach Ansicht des Gerichts keine generelle Eintrittspfficht in den Sicherungsvertra.g, die dann
auch noch mit öffentlichen Urkunden nachgewiesen sein muss.

Das Notarinstitut hat ausgeführt, dass Voraussetzung einer Umschreibung sei, da.ss entweder



 

 




